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Vorwort

Die fünfte Auflage des vorliegenden Werkes war feit Jahren im Buchhandel 
vergriffen. Nach Beendigung des Krieges sollte der Kommentar des Unter­
zeichneten zum Fluchtliniengesetz in neuer Auflage erscheinen. Die Verlags­
buchhandlung knüpfte daraufhin Verhandlungen an, ob es nicht zweckmäßig 
sei, beide Kommentare 311 einem Werke zu vereinigen. So entstand die vorliegende 
Arbeit. Beide Verfasser haben dieselbe in eingehendem, persönlichem Gedanken- 
aus'tausch miteinander fertig gestellt. Die Arbeit war beendet und der erste 
Teil derselben bereits dem Berlage für die Drucklegung übergeben, als 
Exzellenz von Strauß und Torney aus seinem arbeitsreichen Leben abgerufen 
wurde. Mit ihm ist ein Mann von wissenschaftlicher Bedeutung, ooii lauterem 
Charakter und ausgeprägtem Gerechtigkeitssinn dahin gegangen, dem es ver­
gönnt war, sich Einen selten großen Arbeitswillen bis in das höchste Lebensalter 
zu bewahren. Die Mitarbeit an dem vorliegenden Kommentar hat ihm viel 
Freude bereitet nnb er beschäftigte sich im Geiste bereits mit der Ausgestaltung 
einer zukünftigen Auflage. Ich empfiude es als einen besonderen Vorzug, diesem 
hervorragenden Mann näher getreten zu sein.

Die Neubearbeitung und Erweiterung des Werkes ist eine erhebliche und 
wesentliche. Das Wohnungsgesetz vom 28. März 1918 ist ausgenommen und 
ftiiie Vorschriften, soweit sie sich auf die Änderungen des Fluchtliniengesetzes 
beziehen, sind eingehend gewürdigt, ebenso die in Frage kommenden Vor­
schriften der Zweckverbandsgesetze vom 19. Juli 1911 und des § 9 des Kommunal­
abgabengesetzes vom 14. Juli 1893. Das Gesetz betreffend die Umlegung pon 
Grundstücken in Frankfurt a. M. vom 28. Juli 1902 ist im Anhang ebenfalls 
angeführt worden.

Infolge der erheblichen Vergrößerung des Werkes konnte die frühere Ein­
teilung der Erläuterungen nicht überall aufrecht erhalten werden. Zur besseren 
Übersicht wurden die Unterabteilungen vermehrt und, soweit es zweckinäßig 
erschien, die Nummern derselben in Beziehung zu den Stichworten der Gesetzes­
vorschrift gesetzt. Besonderer Wert ist darauf gelegt, den Kommentar in seiner 
äußeren und inneren Anordnung so zu gestalten, daß jedermann schnell das auf­
finden kann, was er benötigt. Aus diesem Grunde ist besondere Sorgfalt auf 
die Bearbeitung des Inhaltsverzeichnisses und des Sachregisters verwendet. 
Es sind hier nicht allein Stichworte angegeben, sondern dabei auch die recht­
lichen und sachlichen Beziehungen vermerkt.

Die Ergebnisse der Rechtsprechung sind soweit zugänglich bis in die neueste 
Zeit — bis einschließlich August 1919 — benutzt und wieder gegeben worden. Die 
Verfasser haben jedoch darüber hinaus eine große Reihe von neuen Fragen be­
handelt. Sie wollten eine selbständige Arbeit vorlegen, wie sie die fünfte Auflage 
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darbot, welche ein klassisches Borbild dafür ist, wie ein Kommentar beschaffen 
sein soll. Letzterer ist trotz seines Erscheinens im Jahre 1905 in fast allen Fragen 
noch heute maßgebend und steht unbestritten an erster Stelle. Der Unterzeichnete 
darf dies wohl aussprechen, da er der Bearbeitung der fünften Auflage fern stand. 

Den Verfassern waren im Laufe der Zeit viele Anfragen, welche sich auf 
Zweifelsfragen des vorliegenden Gesetzes bezogen, zugegangen, namentlich 
konnte der Unterzeichnete aus seiner Tätigkeit als wissenschaftlicher Berater auf 
dem Gebiete des Baupolizei- und Fluchtlinienrechts und aus der Praxis umfang­
reiches Material beibringen. Alles dies wurde in gemeinsamer Arbeit geprüft 
und verwertet.

Möge auch diese Auflage, deren Herstellung nicht geringe Mühe verursacht 
hat, eine wohlwollende Aufnahme finden.

Berlin-Mariendorf, im November 1919.
Carl Saß.
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Einleitung.
Das Bedürfnis einer Regelung, wie sie durch das Gesetz vom 2. Juli 1876- 

erfolgt ist, war bereits seit längerer Zeit in dringender Weise hervorgetreten. 
Namentlich die in raschem Anwachsen begriffenen größeren Städte hatten fprt- 
gesetzt lebhafte Klagen darüber erhoben, daß ihnen die Verpflichtung, für Her­
stellung und Unterhaltung der Straßen und Plätze zu sorgen, eine Last auf­
bürde, die immer drückender werde und schließlich zum finanziellen Ruine des 
städtischen Haushaltes führen müsse. Die Staatsregiemng sah sich deshalb ver­
anlaßt, tu den Entwurf der Wegeordnung, der dem Landtage im Januar 1865 zur 
Beschlußfassung zuging,* *) unter den §§ 37 und 38 Bestimmungen, wodurch dies 
Gebiet neugeordnet werden sollte, aufzunehmen und diese später, als das Ab­
geordnetenhaus die Wegeordinmg ablehnte, in einem besonderen, dem Land­
tage kraft Allerhöchster Ermächtigung vom 6. Februar 1866 vorgelegten Gesetz­
entwürfe zusammenzustellen?) Wegen Schlusses der Session gelangte der Ent­
wurf nur in der dazu eingesetzten Kommission des Herrenhauses zur Beratung?)- 
wlirde aber noch im Laufe desselben Jahres auf Grund Allerhöchster Genehmigung 
vom 19. November 1866 mit einigen, den Beschlüssen der Herrenhaus-Kommission 
entsprechenden Abänderungen nochmals eingebracht?) und auch vom Herren­
hanse im wesentlichen unverändert angenommen?) In der Kommission des 
Abgeordnetenhauses vermochte man sich dagegen über die maßgebenden Grund­
sätze nicht zu einigen und so blieb der Entwurf liegen.

Erst am 28. Januar 1875 unterbreitete die Staatsregierung dem Hause 
der Abgeordneten von neuem einen Gesetzentwurf?) woraus demnächst das 
Gesetz vom 2. Juli 1875 hervorgegangen ist. Der Entwurf wurde vom Ab­
geordnetenhause einer besonderen Kommission überwiesen und hier einer durch­
greifenden Umgestaltung unterzogen?) Das Haus selbst nahm dann wieder 
verschiedene, zum Teil ebenfalls erhebliche Abänderungen vor?) Im Herren­
hause dagegen fand der so festgestellte Entwurf ohne vorgängige Kommissions­
beratung Annahme; auch bieten die verhältnismäßig kurzen Verhandlungen 
für die Auslegung keine Momente von Bedeutung?)

*- Nr. 11 der Drucksachen des HH. 1865.
*) Nr. 11 der Drucksachen des Hv. 1866.
») Nr. 14 der Drucksachen des HH. 1866.
4) Nr. 31 der Drucksachen deS Hh. 1866, II. Sitzungsperiode.
6) StenB. des Hh. 1867 S. 209.
6) Nr. 23 der Drucksachen des AH. 1875.
7) Nr. 279 der Drucksachen deS AH. 1875.
8) Zweite Beratung StenB. S. 2027—2047, dritte Beratung S. 2115—2128 

vgl. Nr. 316, 354, 404,' 417, 421, 423-425. 430 der Drucksachen.
9) StenB. des HH. S 613, 614. S. 648, 649. Wo m den späteren Erläu­

terungen die Seitenzahl allein zitiert wird, sind die StenB. deL AH. gemeint.
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- Die Regierungsvorlage verfolgt nach der ihr beigegebenen Begründung 
den Zweck, die Interessen der Gemeinden mit denen der Grundeigentümer 
nuszugleichen, will im übrigen soviel als tunlich an den bisher in der Verwaltung 
angenommenen und als praktisch bewährten Grundsätzen festhalten, berück­
sichtigt dabei indes auch die neue allgemeine Bauordnung für das Königreich 
Württemberg vom 6. Oktober 1862, sowie das Großherz. Badensche Gesetz, 
die Anlage von Ortsstraßen und die Feststellung der Baufluchten, sowie das 
Bauen längs der Landstraßen und Eisenbahnen betr., vom 20. Februar 1868. 
Sie zerfällt in vier Abschnitte:

I. Verfahren bei Festsetzung der Fluchtlinien (§§ 1—9, im Gesetze §§ 1 
bis 10).

II. Entschädigung der Grundeigentümer (§§ 10 und 11, im Gesetze §§ 13 
und 14).

III. Erleichterung der Gemeinden in Tragung der Kosten für neuanzu- 
legende Straßen (§ 12, im Gesetze § 15).

IV. Ausführungs- und Übergangsbestimmungen (§§ 13—17, im Gesetze 
§§ 16—20).

I. Vor Erlaß des Gesetzes hatte über die Anordnung von Fluchtlinien 
lediglich die Polizeibehörde zu befinden. Ihre Befugnis dazu gründete sich in 
dem Gebiete des ÄLR. auf die Vorschriften der §§ 65 ff. Titel 8 Teil I daselbst, 
wonach Bauten mir mit Erlaubnis der Obrigkeit vorgenommen werden dürfen 
und diese darauf zu achten hat, daß die Bauten nicht zum Schaden des gemeinen 
Wesens oder zur Verunstaltung der Städte und öffentlichen Plätze gereichen. 
Das hieraus abgeleitete Recht der Polizeibehörden, in einzelnen Fällen Flucht­
linien vorzuschreiben, bestand in unangefochtener Geltung und war auch in 
den meisten, auf Grund des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 erlassenen Baupolizeiordnungen ausdrücklich anerkannt. Der Gemeinde­
vorstand wurde wohl gehört, eine maßgebende Einwirkung besaß er aber nicht. — 
Gleiche oder ähnliche Vorschriften *) galten in den übrigen Landesteilen, wo 
allerdings zum Teil in den Städten eine eigene Polizeiverwaltung nicht besteht, 
vielmehr der Gemeindevorstand auch die Polizei handhabt.

Auf derselben gesetzlichen Grundlage ruhte das Recht der Polizeibehörde 
zur Aufstellung von Bebauungsplänen, da ein Bebauungsplan nichts anderes 
enthält, als die im voraus und nach einem einheitlichen Plane vorgenommene 
'Festsetzung von Fluchtlinien für eine größere Fläche. Der enge Zusammen­
hang mit den kommunalen Interessen und die einschneidende Bedeutung der 
Bebauungspläne hatten indes dahin geführt, hier einesteils den Gemeinde­
behörden, anderenteils den Regierungen eine weiterreichende Mitwirkung einzu­
räumen. Der Erlaß des Ministers für Handel usw. vom 12. Mai 1855 (MBl. 
S. 100) überwies im allgemeinen die Initiative der Gemeindebehörde, behielt 
aber den Regierungen die Befugnis vor, in solchen Fällen, wo die Gemeinde­
behörde aus unzureichenden Gründen mit der Entwerfung eines sich als not­
wendig erweisenden Bebauungsplanes zögern sollte, anderweit für eine Aus­
führung durch die Ortspolizeibehörde zu sorgen. Einer besonderen Behandlung 

’) Sie sind in Nr. 23 der Dulcksachen des AH. 1875 S. 10 biS 11 in der Ari- 
inerkunz aufgeführt.
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wurden die sogenannten Retabliffementspläne, Pläne für die Wiederbebauung 
ganzer durch Feuer zerstörter Ortsteile unterworfen; für sie war ein jedes­
maliges unmittelbares Eingreifen der Regierung angeordnet.

Der Gesetzentwurf sah nun von einer Beteiligung der Regierungen völlig 
<ib und gewährte der Gemeindebehörde einen größeren Einfluß; er hielt aber 
die Unterscheidung zwischen den angedeuteten drei Fällen fest. Die Aufstellung 
von Retablissementsplänen wurde unbedingt vorgeschrieben, die Anregung 
zur Aufstellung von sonstigen Bebauungsplänen sowohl dem Gemeindevorstand 
wie der Polizeibehörde freigegeben und die Entwerfung beider Pläne dem 
Gemeindevorstande im Einverständnisse mit der Gemeinde und der Ortspolizei- 
Lehörde übertragen, dagegen die Festsetzung von Fluchtlinien für einzelne Fälle 
der Ortspölizeibehörde im Einverständnisse mit dem Gemeindevorstande zu­
gewiesen. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Ortspolizeibehörde und 
Gemeindevorstand sollte überall der Kreisausschuß, in Stadtkreisen der Bezirks­
ausschuß entscheiden. Im Anschluß hieran war auch das weitere Verfahren 
geordnet. Behufs Erhebung etwaiger Einwendungen sollten Retablissements- 
und Bebauungspläne öffentlich ausgelegt, andere Pläne den angrenzenden 
und den gegenüberliegenden Eigentümern schriftlich mitgeteilt werden. Uber 
die Einwendungen entschied wieder der Kreis- oder Bezirksausschuß.

Die Kommission des Abgeordnetenhauses verwarf diese verschiedenartige 
Behandlung und gab zugleich der Ortspolizeibehörde eine andere Stellung. 
In letzterer Beziehung machten sich unter den Mitgliedern die abweichendsten 
Meinungen geltend. Während ein Teil die Einwirkung der Polizeibehörde 
ganz beseitigen zu können glaubte oder der Polizeibehörde wenigstens nur das 
Recht zur Erhebung von Einwendungen gegen den Fluchtlinienplan gleich den 
sonst beteiligten Behörden und Eigentümern zugestehen wollte, vertrat ein an* 
befer Teil den Standpunkt der Staatsregierung, daß der Polizeibehörde im 
öffentlichen Interesse eine ausschlaggebende Stimme nicht versagt werden 
dürfe und nanrentlich die Befugnis, eine Flnchtlinienfestsetzung 511 fordern, 
gewahrt bleiben müsse. Schließlich entschied sich die Mehrheit dafür, die Initiative 
ausnahmslos in die Hand der Gemeindebehörde zu legen, diese aber durchweg 
-einerseits an das Einverständnis der Gemeinde, andererseits an die Zustimmung 
der Polizeibehörde zu binden. — Hieraus ergab sich die Notwendigkeit, d en ganzen 
Abschnitt systematisch neu zu ordnen; es geschah dies in den §§ 1—10 des Gesetzes. 
An die Spitze wurde der eben bezeichnete Grundsatz gestellt und im übrigen 
das Verfahren für sämtliche vorkommende Fälle — also für die Veränderung 
bestehender Straßen, für die Anlegung neuer Straßen und für die Aufstellung 
von Bebauungsplänen — gleichmäßig gestaltet, indem man durchgängig, außer 
bei Festsetzungen für einzelne Grundstücke, die öffentliche Auslegung des Planes 
vorschrieb. Bei umfassenden Zerstörungen durch Brand oder andere Ereignisse 
ward die Gemeinde für verpflichtet erklärt, schleunigst dariiber zu beschließen, 
ob und inwiefern ein neuer Bebauungsplan zu entwerfen sei.

Die Kommission schaltete in das Gesetz außerdem zwei neue Paragraphen 
<§§11 und 12) ein. Ersteren erachtete man hauptsächlich aus dem Grunde für 
nötig, um gegenüber einer abweichenden Auffassung der Staatsregierung klar­
zustellen, daß es nach der Festsetzung von Fluchtlinien zur Entziehung und 
Beschränkung des in die Straße fallenden Grundeigentums nicht mehr einer

Straßen- und Baufluchtengesetz. 6. Aust. 2
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Königlichen Verordnung in Gemäßheit des Enteignungsgesetzes vorn 11. Juni 
1874 (§ 2) bedürfe. Durch den § 12 sollte den Gemeinden eine Handhabe ge­
boten werden, um sich gegen das Bauen an unfertigen Straßen und gegen den 
hieraus hervorgehenden Zwang zur Herstellung von sonst nicht notwendigen 
Straßen zu schützen.

Das Abgeordnetenhaus trat zunächst den Anheimgaben der Kommission 
überall bei. Einen lebhaften Kampf riefen zwar die §§ 1 und 5, die das Ver­
hältnis zwischen Ortspolizeibehörde und Gemeindevorstand regeln, hervor; 
aber auch hier wurden die gestellten Änderungsanträge bei der zweiten Beratung 
abgelehnt. Erst bei der dritten Beratung gelangten zwei Anträge des Ab­
geordneter: Tiedemann zur Annahme, welche, den Standpunkt der Staats­
regierung wahrend, der Ortspolizeibehörde das Recht Wiedergaben, eine Fest­
setzung von Fluchtlinien zu verlangen und einer Weigerung des Gemeindevor­
standes gegenüber die höhere Instanz anzurufen.

II. Hinsichtlich der Entschädigungsfrage erschien eine gesetzliche Rege­
lung im Interesse der Gemeinden besonders erwünscht. Früher waren Ver­
waltung und Rechtsprechung darin einig gewesen, daß zwar der Besitzer eines 
bebauten Grundstückes Entschädigung fordern könne, sobald ihm wegen einer 
neuen Fluchtlinie der Wiederaufbau von Gebäuden oder der Ausbau inner­
halb der alten Fluchtlinie untersagt werde, daß dagegen dem Besitzer eines un­
bebauten Grrmdstückes ein Entschädigungsanspruch erst dann zustehe, wenn 
die von der Bebauung ausgeschlossene Fläche tatsächlich zur Straße gezogen 
werde. Abweichend hiervon hatte aber das Obertribunal später den Grund­
eigentümern eine Entschädigung auch in den Fällen zuerkannt, wo ein unbebautes 
Grundstück von der Fluchtlinie getroffen und deshalb dem Besitzer die Bebauung 
verwehrt wurde.

Die Staatsregierung sah hier einen Entschädigungsanspruch fortwährend 
als unbegründet an. Demgemäß waren in den Entwurf jene früheren Grund­
sätze ausgenommen. Die Begründung wies darauf hin, wie schon nach allgemeinen 
Rechtsregeln der Eigentümer sich die Beschränkung der Baufreiheit infolge 
einer Fluchtlinienfestsetzung ebenso wie die Einschränkungen aus Rücksichten 
der Feuer- oder Gesundheitspolizei gefallen, lassen müsse, wie außerdem aber 
auch , die beteiligten Grundbesitzer bei Anordnung neuer Fluchtlinien in der 
Regel durch die Umwandlung ihrer Grundstücke in Bauplätze einen erheblichen 
Gewinn machten und wie endlich nur auf diese Weise unerlaubten Spekulationen 
vorgebeugt, sowie das Zustandekommen der im öffentlichen Interesse gebotenen 
Verbesserungen gesichert werden könne.

Im wesentlichen fand diese Anschauung bei der Kommission des Abgeordneten­
hauses Billigung. Wenn man auch weniger Wert auf die Folgerungen aus 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen legte, so glaubte man doch, daß bei billiger Ab­
wägung der miteinander streitenden Interessen für die durch neue Fluchtlinien 
erfolgte Einschränkung ein Entschädigungsanspruch bei bebauten Grundstücken 
anzuerkennen, dagegen bei unbebauten abzulehnen sei. Eine ausnahmsweise 
Behandlung ließ man dem Falle zu teil werden, wenn ein unbebautes Grund­
stück an einer bereits fertiggestellten Straße liegt und dann von einer neupro­
jektierten Querstraße getroffen wird, weil hier, wie man meinte, der Eigen­
tümer die Fläche mit Recht als einen Bauplatz habe betrachten können.
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Jnr übrigen wurde den §'§ 10 und 11 des Entwurfes diejenige veränderte 
Gestalt gegeben, welche sich jetzt in den §§ 13 und 14 des Gesetzes wiederfindet. 
Die Kommission erachtete insbesondere ftir unerläßlich, einmal im Anschluß 
an das Enteignungsgesetz den Unterschied zwischen Entziehung und Beschrän­
kung des Eigentums in der Fassung zum Ausdruck zu bringen und sodann den 
Zeitpunkt genauer zu bestimmen, wann der Eigentümer Entschädigung ver­
langen kann. Die Vorschrift des Entwurfes, wonach Entschädigung gewährt 
werden sollte, wenn der Wiederaufbau von Gebäuden in den früheren Grenzen 
oder der Ausbau innerhalb der alten Fluchtlinien versagt werde, hielt man für. 
ungenügend, weil der Eigentümer es danach in der Hand habe, den Zeitpunkts 
der Entschädigung, etwa durch Einreichung eines Gesuches um Erteilung des, 
Baukonsenses, willkürlich herbeizusühren. Man ersetzte sie durch die Anordnung,, 
daß Entschädigung, außer bei wirklicher, von der Gemeinde beanspruchter Ab­
tretung des Grundeigentums, mir dann gefordert werden könne, wenn ein be 
bautes Grundstrick bis zur neuen Fluchtlinie von Gebäuden freigelegt wird und- 
wenn in dem oben erwähnten Ausnahmefalle — bei Projektierung einer neuen 
Querstraße — die Bebauung des bisher unbebauten Grundstücks in der Flucht­
linie der neuen Straße erfolgt.

Die Vorschläge der Kommission wrrrden vom Abgeordnetenhause ohne 
Widerspruch angenommen.

III. Durch den § 12 der Regierungsvorlage sollte den Gemeinden eine 
Erleichterung in ihrer Verpflichtung, für die.Anlegung und Unterhaltung der 
Straßen und Plätze zu sorgen, gewährt werden, über die Notwendigkeit einer 
derartigen Maßregel waren, wie sich bereits bei anderen Gelegenheiten gezeigt 
hatte, die gesetzgebenden Faktoren einverstanden; über das zu wählende Aus­
kunstsmittel hatte sich indes eine Einigung bisher nicht erreichen lassen. Bom 
Herrenhause war früher eine gesetzliche Bestimmung in Anregung gebracht, 
wonach bei teilweiser Enteignung eines Grundstückes zum Zwecke einer Straßen­
anlage der Mehrwert, den das Nestgrundstück durch die Lage an der Straße 
erhält, aus die für die Enteignung zu teistendeEntschädignng in Gegeurechnung 
kommen sollte. Die Staatsregierung bezeichnete aber in Übereinstimmung mit der 
Ansicht, welche diezur Beratung des EnteignungsgesetzesvomAbgeordnetenhause 
niedergesetzte Kommission hierüber ausgesprochen hatte, einen solchen Weg als unzu­
lässig. Ebenso erklärte sie sich gegen ein in anderer: Ländern eingeschlagenes Verfah­
ren^ wonach dieGemeirrden ermächtigt werden, den gesamten, beider Straßenan­
lage beteiligten Grundbesitz zu erwerben und das für die Anlage entbehrliche Ter­
rain zu den entstehenden höheren Preisen wieder zu veräußerrr. Sie knüpfte viel­
mehr an ein ftir das Weichbild von Berlin bestehendes Regulativ vom 31. De­
zember 1838 an, das der: städtischen Behörden die Befugnis beilegte, „bei der 
Anlage einer neuen Straße oder bei der Verlängerung einer schon bestehenden 
von dem Unternehnrer der neuen Anlage oder von den angrenzenden Eigen- 
tümern die Legung des ersten Straßenpflasters oder den Betrag der hierzu erforder­
lichen Kosten zu verlangen"; und sie eröffnete in dem § 12 den Gemeinden die 
Möglichkeit, entsprechende ortsstatutarische Bestimmungen zu treffen, hierbei 
aber neben den Kosten der Pflasterung auch die Ausgaben für Freilegung, Ent­
wässerung usw. zu berücksichtigen.

In der Kommission des Abgeordnetenhauses stimmte man dem Gedanken 
2 *
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zu. Die Vorschriften wurden nur nach mehreren Richtungen hin schärfer gefaßt. 
Daneben beschränkte man die Verpflichtung der angrenzenden Eigentümer 
auf ein bestimmtes Maß — die Hälfte der Straßenbreite, höchstens 13 m — und 
fügte die Anordnung hinzu, daß die gesamten Kosten von den Eigentümern 
nach Verhältnis ihrer die Straße berührenden Grenze zu tragen seien.

Der Paragraph ist in der Fassung der Kommission unverändert in das 
Gesetz als § 15 übergegangen; er empfing nur bei der zweiten Beratung im 
Abgeordnetenhause einen das Berliner Regulativ vom 31. Dezember 1838 
einstweilen aufrecht erhaltenden Zusatz.

Durch §10 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (GS. S. 152) 
ist den Gemeinden freigegeben, einen anderen, als den im § 15 vorgesehenen 
Maßstab für die Verteilung der Beiträge auf die Anlieger einzuführen.

In der Praxis haben sich jedoch bei dem Abweichen von dem Frontmaßstabe 
Schwierigkeiten ergeben. Saß hat in seinem Kommentar zum Kommunal- 
abgabengesetz auf S. 101—103 einen zeichnerisch und rechnerisch eingehend 
begründeten Vorschlag gemacht, in welchem der Frontmaßstab beibehalten wird 
und je nach Tiefe der Grundstücke Zuschläge zu den Frontlängen erfolgen. Dieser 
Vorschlag ist in der Literatur günstig besprochen worden; ob derselbe zur Ein­
führung gelangt ist, darüber ist nichts bekannt geworden.

IV. Wie schon bei den Bemerkungen zum ersten Abschnitte angedeutet 
ist, ging der Regierungsentwurf davon aus, daß die nach Maßgabe des Gesetzes 
erforderlichen Entscheidungen über Festsetzung von Fluchtlinien durch die Selbst­
verwaltungsbehörden, soweit diese bereits geschaffen waren, zu treffen seien. 
Als solche touren der Kreisausschuß, der Bezirksausschuß'und der Provinzial­
ausschuß in Aussicht genommen. An die Stellt der beiden letzteren traten dem­
nächst infolge der bei Beratung der Provinzialordnung vorn Landtage gefaßten 
Beschlüsse der Bezirksrat und der Provinzialrat.

Die Frage, ob man statt der Beschlußbehörden die Verwaltungsgerichte 
mit der Entscheidung zu betrauen habe, wurde zwar angeregt, indes sowohl in 
der Kommission wie im Hause selbst verneinend beantwortet.

Dagegen stellte die Kommission die Städte mit mehr als 10 000 Einwohnern 
ebenso in erster Instanz unter den Bezirksrat, wie dies der Entwurf mit den 
Stadtkreisen getan hatte. Das Abgeordnetenhaus trat dem zuerst bei, nahm aber 
schließlich bei der dritten Beratung einen Antrag des Abgeordneten Rickert 
an, wonach für Stadtkreise die erste Instanz durch den Provinzialrat, die zweite 
durch den Minister für Handel gebildet ward. Maßgebend waren hierfür die 
von mehreren städtischen Vertretern im Herrenhause geäußerten Wünsche, die 
im wesentlichen darauf beruhten, daß von der mit den besten technischen Kräften 
ausgerüsteten Ministerialinstanz eine den Verhältnissen angemessene Entschei­
dung mit größerer Sicherheit zu erwarten sei.

Diese Bestimmungen haben, nachdem inzwischen die Befugnisse des Ministers 
für Handel auf den Minister der öffentlichen Arbeiten übergegangen waren, 
eine wesentliche Änderung mit demjenigen Zeitpunkte erfahren, in welchem 
das Landesverwaltungsgesetz vom 30. Juli 1883 und das Zuständigkeitsgesetz 
vom 1. August 1883 für die einzelnen Landesteile in Kraft getreten sind. Der 
Bezirksrat ist durch den Bezirksausschuß ersetzt; die §§17 und 18 sind aufgehoben
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(§ 146 des Zuständigkeitsgesetzes); nach den nunmehr bestehenden Borschriften 
regelt sich die Zuständigkeit dahin:

für Landgemeinden und für Stadtgemeinden bis zu 10 000 Einwohnern 
beschließt in erster Instanz der Kreisausschuß, in zweiter der Bezirksaus­
schuß;

für Stadtkreise und für Stadtgemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern 
beschließt in erster Instanz der Bezirksausschuß, in zweiter der R-winzialrat; 

für den Stadtkreis Berlin beschließt in den Fällen der u, 8 und 9^der 
Minister der öffentlichen Arbeiten, in den Fällen der §§ 12 und 15 der 
Minister des Innern.
Das Verfahren bezüglich der Beiträge aus § 15 des Gesetzes hat durch 

das oben schon erwähnte Kommunalabgabengejetz (§§ 69 ff., §§ 87 und 88) 
erhebliche Veränderungen erfahren. Das wesentlichste wird in den Bemer­
kungen zu § 15 erwähnt werden. Im übrigen ist auf die Kommentare zum 
genannten Gesetz von Adickes, Nöll-Freund, Oertel, Saß, 
Schaff, Schwarz und S 1 r u t z zu verweisen.

V. Die Literatur hat sich eingehend mit dem Fluchtliniengesetz, namentlich 
mit den §§ 11, 12 und 15, beschäftigt. In umfassendem Maße hat Herr Senats­
präsident Dr. Schultzen stein in zahlreichen Aufsätzen aufklärend gewirkt 
imb zweifelhafte Fragen erörtert. Es sei hier namentlich hingewiesen auf die 
Ausführungen im Preußischen Verwaltungsblatte S. 702, 726 ff.: „Zu den 
§§ 12 und 15 des Flüchtliniengesetzes vom 2. Juli 1875. — Im übrigen wird 
auf die Bemerkungen zu den betreffenden §§ Bezug genommen.

Es sei noch auf folgende Bearbeitungen des Gesetzes hingewiesen: Otter­
mann 1897; Luther 1906; Saß 1910, mit den: vorliegenden Kommentar ver­
einigt; Saran 1911; Saß, Die Heranziehung der Anlieger zu den Straßen­
baukosten auf Grund des § 15 des Fluchtlinieugesetzes, 1913; Meyer 1913; Saß, 
Das Komnrnnalabgabengesetz voin 14. Juli 1893 mit besonderer Berücksich­
tigung der Gebühren und Beitrüge, 1912; Witzel, Rechte und Pflichten der 
Anlieger von Ortsstraßen, eine Zusammenstellung der gesetzlichen Bestim­
mungen und Entscheidungen mit zeichnerischen Darstellungen.

Zu erwähnen ist hier noch das vortreffliche Werk: PreußischesBau- 
po lizeirecht, von Dr. j; r. Constanz Baltz, Regierungspräsident unter 
Mitarbeit von Graf von Westarp, 4. Ausl., Berlin, Carl Heymanns Verlag. 
Bezüglich der Bestimmungen des Fluchtliniengesetzes wird im allgemeinen darin 
niif diesen Kommentar verwiesen.

Ein ausführliches, höchst lehrreiches Werk ist: Das Badische Orts- 
straßenrecht, von Dr. Walz, Bürgermeister in Heidelberg. Wenn das 
badische Recht auch zum Teil auf anderer Rechtsgrundlage beruht, so sind doch 
sehr viele Berührungspunkte mit unserem Gesetze vorhanden und ein Studium 
des Werkes auch zum Verständnisse unseres Gesetzes von wesentlichem Vorteile, 
es kann nur dringend empfohlen werden.

Es sei ferner.hingewiesen auf das Werk von Dr. Schubiger, Die Er 
Hebung von Zwangsbeiträgen an die Baukosten öffentlicher Straßen nach dem 
Rechte der schweizerischen Kantone (Zürich 1917). Das Studium desselben 
dürfte für denjenigen, welcher sich mit den Beiträgen des 8 15 zu beschäftigen 
hat, von erheblichem Interesse sein.
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VI. Nach dem Zweckverbandsgesetz vom 19. Juli 1911 (GS. S. 115) können 
Gemeinden untereinander und auch mit Gutsbezirken zur gemeinschaftlichen 
Festsetzung und Durchführung von Straßen- und Baufluchtlinien zu emem 
Zweckverband verbunden werden. In solchem Falle gehen die den Gemeinden 
in den §§ 11 bis 15 zugewiesenen Rechte und Pflichten auf den Zweckverband 
über, Gutsbezirke werden den Gemeinden gleich geachtet. Das Zweckverbands­
gesetz vom 19. Juli 1911 für Groß Berlin (GS. S. 123) fleht einen Zwangs­
zweckverband (siehe das Nähere hierüber bei Dr. Karl Friedrichs, Die 
Zweckverbandsgesetze, Einleitung) für die besonderen Verhältnisse in Groß- 
Berlin vor.

Im übrigen wird auf die Kommentare von Justizrat Dr. Karl Fried­
richs, und Brühl-Gordan-Ledermann und auf die Ausfüh­
rungen im Anhänge verwiesen.

VII. Weit wichtiger ist die Veränderung, welche das Fluchtliniengesetz 
durch die Bestimmungen des Wohnungsgesetzes erfahren hat?) Ein erster Ent­
wurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Wohnungsverhältnisse wurde im 
Jahre 1904 der Öffentlichkeit übergeben. Es hat sich an diesen Gesetzentwurf 
eine erhebliche Literatur geknüpft und die Stimmen für und wider haben sitz) 
mit großer Lebhaftigkeit geltend gemacht. Erst im Jahre 1913 wurde ein neuer 
Entwurf der Öffentlichkeit übergeben. Derselbe ging im Dezember 1913 
dem Abgeordnetenhause zu und ist von diesem durch Beschluß vom 14. Januar 
1914 der 11. Kommission zur Beratung, überwiesen worden, die ihren Bericht 
unter dem 6. Juli 1914 erstattet hat. Infolge Ausbruch des Krieges ist der Ent­
wurf nicht zur weiteren Beratung im Hause gelangt und mit dem Schluß der 
Session am 27. Juni 1916 unerledigt geblieben. Erst in der Session 1916/1918 
tvurde der Entwurf in abgeänderter Form wieder vorgelegt, schließlich am 
9. März 1918 verabschiedet und trat am 1. April 1918 mit dem Tage der Ver­
öffentlichung in Kraft.

Besonders umstritten war die nach dem Entwürfe erweiterte Befugnis 
der Ortspolizeibehörde, die Festsetzung von Fluchtlinien in Rücksicht auf das 
Wohnungsbedürfnis zu fordern. Die Gemeinden erhoben lebhaften Wider­
spruch, weil sie hierin eine Beschränkung der Selbstverwaltung erblickten. Schließ­
lich wurde die Wortfassung dahin geändert, daß dies Recht uut Anwendung 
finden solle, wenn ein hervorgetretenes Bedürfnis nach Klein- oder Mittel­
wohnungen vorliegt. Nicht zutreffend erscheint es, wenn die Begründung des 
Gesetzes davon ausgeht, daß die Ortspolizeibehörde nach der früheren Fassung 
des Gesetzes die Forderung von Fluchtlinien auf ein Wohnungsbedürfnis nicht 
stützen dürfe, indem für sie nur die Rücksichten des Verkehrs, der Feuersicherheit, 
der öffentlichen Gesundheit und die Verhütung der Verunstaltung der Straßen 
und Platze in Frage komme. Dies ist dem Wortlaut nach richtig, aber in der 
Fürsorge für die öffentliche Gesundheit liegt eben auch eine solche für das Woh­
nungsbedürfnis. In praxi ist dies nach außen nur nicht in die Erscheinung 
getreten, weil die Gemeinden bei der Festsetzung von Fluchtlinien wohl überall 
die weit hinaus liegende Zukunft berücksichtigt hatten und somit den Ortspolizei- 

') Drucks, der AH. Nr. 16 von 1914, Nr 634 A von 1914/15, Nr. 530 A, 
ß, C, D, 1916/17; D uck), des HH. Nr. ‘206 A 1916/18.
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behörden keine Gelegenheit gegeben wurde, in Rücksicht auf das Wohnungs­
bedürfnis die Festsetzung von Fluchtlinien zu fordern. Folgt man diesem Ge­
dankengange, so liegt in der vorliegenden Abänderung des Gesetzes insoweit 
eine solche der allgemeinen Befugnisse der Polizei aus dem § 10 II 17 ALR. 
bez. des § 3 FlG. vor, indem jetzt der gesetzliche Zustand gegeben ist, daß die 
Ortspolizeibehörde in bezug mtf ihre Befugnisse auf die Wahrnehmung des 
hervorgetretenen Bedürfnisses nach Klein- oder Mittelwohnungen beschränkt 
worden ist. Hätte man die Vorgefundene Rechtslage beachtet, so würde den 
Verhandlungen die Schärfe genommen und das Gesetz wahrscheinlich früher 
verabschiedet worden sein. Statt dessen ging nun die Begründung dahin, die neue 
Befugnis, welche der Ortspolizeibehörde verliehen werden sollte, mit den wirt­
schaftlichen Fragen des Aufschlusses von Baugelände in Verbindung zu bringen, 
so daß das Mißtrauen der Gemeinden wachgerufen wurde und man kann wohl 
sagen, daß die Befürchtungen derselben nicht ganz zu Unrecht bestanden.

Die Änderungen des § 12 haben ebenfalls zu lebhaften Auseinandersetzungen 
-geführt, sind aber schließlich ebenfalls den Wünschen der Gemeinden angepaßt 
worden. Im übrigen wird auf die Erläuterungen verwiesen.

Zu erwähnen ist noch, daß das Gesetz, betreffend die Umlegung von Grund­
stücken in Frankfurt a. M. vom 28. Juli 1902 (Ges. S. 273) und das Gesetz wegen 
Abänderung des § 13 des vorbenannten Gesetzes vom 8. Juli 1907 (Ges. S. 259) 
als neuer § 14a dem Gesetze eingefügt sind. Die Gemeinden können dasselbe 
durch Ortsstatut, welches der Bestätigung des Bezirksausschusses bedarf, ein­
führen. Durch Gesetz vom 28. Juli 1911 (Ges. S. 159, 160) und vom 3. Juni 
1912 (Ges. S. 179) ist das Gesetz für die Stadtgemeinden Posen, Köln und 
Wiesbaden eingeführt worden.

Die Umlegung von Grundstücken mit Hilfe dieses Gesetzes ist mit gewissen 
Schwierigkeiten verknüpft, die bisherige Anwendung ist keine umfangreiche 
gewesen. Es sei hier hingewiesen auf die eingehenden Ausführungen von Dr. 
Matth ias „Die Klippen der Lex Adickes für die Gemeinden" im PrVerw.- 
Bl. 34 S. 481 ff. und auf die dort angegebene Literatur. „Die erste Bauland­
erschließung nach dem Frankfurter Umlegungsgesetz, von Emil Klar (Selbst­
verlag) und Lube, Die Grundstücksumlegung in Frankfurt a. M. abgedruckt 
in den Verhandlungen des ersten Kongresses für Städtewesen, Düsseldorf 1912, 
Verlag A. Bagel I S. 248 ff. Siehe auch Kappelmann PrVerwBl. 25 S. 883. 
Das Frankfurter Gesetz beeinflußt das Fluchtliniengesetz etwa nur in seinem 
5 23. Er hat folgenden Wortlaut:

„Die Kommission bestimmt nach Anhörung der Straßenbaupolizei­
behörde, innerhalb lvelcher Zeit die Straßen und Plätze des Anlegungs­
gebietes für den öffentlichen Verkehr unh den Anbau fertig herzustellen 
sind. Dabei kann für diese Zwecke eine nur vorläufige Herstellung zu­
gelassen und als ausreichend anerkannt werden. Die Frist kann für ver­
schiedene Teile des Umlegungsgebietes verschieden bemessen werden. 
Nach Ablauf der Frist kann die Bauerlaubnis aus dem Grunde, daß die 
Herstellung der Straße noch nicht erfolgt ist, nicht versagt werden. ..." 

Hierin liegt eine Modifikation des § 12 des Fluchtliniengesetzes, soweit 
dieser die Voraussetzungen des Bauverbots betrifft.
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Nach dem § 1 Nr. 6 des Art. 4 des Wohnungsgesetzes kann durch Bauord­
nungen geregelt werden, unter welchen Bedingungen Gartenhäuschen (Lauben) 
nicht als Wohnhäuser (Wohngebäude) im Sinne des § 12 anzusehen sind, 
eine Bestimmung, die man im Interesse der großstädtischen Bevölkerung, nur 
begrüßen kann. Die Gemeinden haben sich in dieser Frage nur zu häufig von 
engherzigen Gesichtspunkten leiten lassen. Literatur u. a. Wölbling, Altenrath, 
Das Preußische Wohnungsgesetz; Stölzel, Wohnungsgesetzgebung in Preußen 
und das wissenschaftliche und praktische Fragen behandelnde Buch von Haase, 
Das Problem der Wohnungsgesetzgebung.
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I.

Wohnungsgesetz.
Dom 28. März 1918 (Gcsctz-Camml. S. 23).

Artikel 1.

Aaugtläude.
Das Gesetz, betreffend die Anlegung und Veränderung von 

Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortschaften, vom 
2. Juli 1875 (Gesetzsamml. S. 561) wird dahin geändert:

Die Im Art. 1 getroffenen Änderungen sind In dem hier folgenden Abdruck 

des Banfliichlliniengefeßes berücksichtigt.

Gesetz, betreffend 
Sie Anlegung und Veränderung von Strahen und 
Plätzen in Städte« und ländlichen Ortschaften. 

Bom 2. Juli 1875.
(Gesetz-Sammt. 1875, Nr. 40. S. 561.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen rc. 
vrrordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtages, für 
den ganzen Umfang der Monarchie, was folgt:

§ 1.
(1) Für die Anlegung oder Veränderung von Straßen und 

Plätzen (auch Gartenanlagen, Spiel- und Erho­
ln» gspl ätz en) in Städten und ländlichen Ortschaften sind 
die Straßen- und Baufluchtlinien vom Gemeindevorstand im 
Einverständnisse mit der Gemeinde oder deren Vertretung, dem 
öffentlichen Bedürfnis entsprechend unter Zustimmung der Orts­
polizeibehörde festzusetzen.

(2) Die Ortspolizeibehörde kann die Festsetzung der Flucht­
linien verlangen, wenn die von ihr wahrzunehmenden polizeilichen 
Rücksichten oder ein hervorgetretenes Bedürfnis 
nach Klein- oder Mittelwohnungen die Festsetzung 
fordern; im letzteren Falle bedarf sie jedoch der
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Einverständniserklärung der Kommunalauf- 
sichtsbehörde.

(3) Zu einer Straße im Sinne dieses Gesetzes gehört der 
Straßendamm und der Bürgersteig.

(4) Die Straßenfluchtlinien bilden regelmäßig zugleich die 
Baufluchtlinien, das heißt die Grenzen, über welche hinaus die 
Bebauung ausgeschlossen ist. Aus besonderen Gründen kann aber 
eine hinter die S traßenfluchtlinie zurückweichende Bau­
fluchtlinie festgesetzt werden.

§ 2.
(1) Die Festsetzung von Fluchtlinien (§ 1) kann für einzelne 

Straßen, Straßenteile und Plätze (auch Gartenanlagen, 
Spiel- und Erholungsplätze) oder, nach dem voraus­
sichtlichen Bedürfnisse der näheren Zukunft, durch Aufstellung 
von Bebauungsplänen für größere Grundflächen erfolgen.

(2) Handelt es sich infolge von umsasseitden Zerstörungen 
durch Brand oder andere Ereignisse um die Wiederbebauung 
ganzer Ortsteile, so ist die Gemeinde verpflichtet, schleunigst darüber 
zu beschließen, ob und inwiefern für den betreffenden Ortsteil 
ein neuer Bebauungsplan aufzustellen ist und einlretenden Fafls 
die unverzügliche Feststellung des neuen Bebauungsplanes zu 
bewirken.

§ 3.
(1) Bei Festsetzung der Fluchtlinien ist auf das Woh­

nungsbedürfnis sowie die Förderung des Verkehrs, 
der Feuersicherheit und der öffentlichen Gesundheit Bedacht zu 
nehmen, auch darauf zu halten, daß eine Verunstaltung der 
Straßen und Plätze sowie des Orts- und Landschafts­
bildes nicht eintritt.

(2) Es ist deshalb für die Herstellung einer genügenden Breite 
der Straßen und einer guten Verbindung der neuen Bauanlagen 
mit den bereits bestehenden Sorge zu tragen.

(neu)
(3) Im Interesse des Wohnungsbedürfnisses ist ferner darauf 

Bedacht zu nehmen, daß in ausgiebiger Zahl und Größe Plätze 
(auch Gartenanlagen, Spiel- und Erholungsplätze) vorhanden 
sind, daß die Möglichkeit gegeben ist, an geeigneter Stelle Kirchen- 
und Schulbauten zu errichten, daß für Wohnzwecke Baublöcke
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von angemessener Tiefe nnd Straßen von geringerer Breite ent­
sprechend dem verschiedenartigen Wohnungsbedürfnisse geschaffen 
werden, und daß durch die Festsetzung Baugelände entsprechend 
dem Wohnungsbedürfnisse der Bebauung erschlossen wird.

§ 4.
Jede Festsetzung von Fluchtlinien (§ 1) muß eine genaue 

Bezeichnung der davon betroffenen Grundstücke und Grundstücks­
teile und eine Bestimmung der Höhenlage, sowie der beabsichtigten 
Entwässerung der betreffenden Straßen und Plätze enthalten.

§ 5.
(1) Die Zustimmung der Ortspolizeibehörde (§ 1) darf nur ver­

sagt werden, wenn die von i h r wahrzunehmenden polizeilichen 
Rücksichten oder ein hervorgetretenes Bedürfnis 
nach Klein- oder M i t t e l w o h n u n q e n (§ 3 Abs. 3) 
die Versagung fordern. Soweit dieZustimmung wegen 
•eines hervorgetretenen Bedürfnisses nach 
Klein- oder Mittel Wohnungen versagt wird, 
bedarf es des Einverständnisses der Kommunal- 
LUfsichtsbe Hörde.

(2) Will sich der Gemeindevorstand bei der Versagung nicht 
drruhigen, so beschließt auf sein Ansuchen der Kreisausschuß.

(3) Derselbe beschließt auf Ansuchen der Ortspolizeibehörde 
über die Bedürfnisfrage, wenn der Gemeindevorstand die von 
der Ortspolizeibehörde verlangte Festsetzung (§ 1 Abs. 2) ab- 
lefjnt. An Stelle des Kreisausschusses tritt in 
Stadtkreisen und den einem Landkreise ange­
hörigen Städten von mehr als 10 000 Einwohnern 
der Bezirksausschuß, in Berlin der Minister der 
öffentlichen Arbeiten. Soweit ein solches Ansuchen 
auf ein hervorgetretenes Bedürfnis nach Klein- oder 
Mittelwohnungen gestützt wird, darf es nur im Ein­
verständnisse mit der Kommunalaufsichtsbehörde 
ergehen.

§ 6.
Betrifft der Plan der beabsichtigten Festsetzungen (§ 4) eine 

Festung, oder fallen in denselben öffentliche Flüsse, Chausseen, 
Eisenbahnen oder Bahnhöfe, so hat die Ortspolizeibehörde dafür
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zu sorgen, daß den beteiligten Behörden rechtzeitig zur Wahrung 
ihrer Interessen Gelegenheit gegeben wird.

§ 7.
(1) Nach erfolgter Zustimmung der Ortspolizeibehörde, be­

züglich des Kceisausschusses (§ 5), hat der Gemeindevorstand den. 
Plan zu Jedermanns Einsicht offen zu legen. Wie letzteres ge­
schehen soll, wird in der ortsüblichen Art mit dem Bemerken 
bekannt gemacht, daß Einwendungen gegen den Plan innerhalb 
einer bestimmt zu bezeichnenden präklusivischen Frist von min­
destens vier Wochen bei dem Gemeindevorstande anzubringen sind.

(2) Handelt es sich um Festsetzungen, welche nur einzelne 
Grundstücke betreffen, so genügt statt der Offenlegung und Be­
kanntmachung eine Mitteilung an die beteiligten Grundeigen­
tümer.

§ 8.
Über die erhobenen Einwendungen (§ 7) hat, soweit dieselben 

nicht durch Verhandlung zwischen dem Gemeindevorstande unb 
den Beschwerdeführern zur Erledigung gekommen, der Kreisaus­
schuß zu beschließen. An Stelle des Kreis ausschns ses 
tritt iu Stadtkreisen und den einem Landkreise 
angehörigen Städten von mehr als 10000 Einwohnern 
der Bezirksausschuß, in Berlin der Minister der 
öffentlichen Arbeiten. Sind Einwendungen nicht erhoben 
oder ist über dieselben endgültig (§ 16) beschlossen, so hat der 
Gemeindevorstand den Plan förmlich festzustellen, zu Jedermanns 
Einsicht offen zu legen und, wie dies geschehen soll, ortsüblich 
bekannt zu machen.

8 9.
(J) Sind bei Festsetzung von Fluchtlinien mehrere Ortschaften 

beteiligt, so hat eine Verhandlung darüber zwischen den betref­
fenden Gemeindevorständen stattzufinden.

(2) Über die Punkte, hinsichtlich deren eine Einigung nicht 
zu erzielen ist, beschließt der Kreisdusschuß. An Stelle de^s 
Kreisallsschusses tritt in Stadtkreisen und 
den einem Landkreise angehörigen Städten 
von mehr als 10 (00 Einwohnern der Bezirks aus­
schuß, in Berlin der Mini st er der öffentlichen. 
Arbeiten.
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§ io.
(1) Jede, sowohl vor als nach Erlaß dieses Gesetzes getrof­

fene Festsetzung von Fluchtlinien kann nur nach Maßgabe der 
vorstehenden Bestimmungen aufgehoben oder abgeändert werden.

(2) Zur Festsetzung neuer oder Abänderung schon bestehender 
Bebauungspläne in den Städten Berlin, Potsdam, Charlotten- 
burg und bereit nächster Umgebung bedarf es Königlicher Ge­
nehmigung.

§ N.
Mit dem Tage, an welchem, die im § S vorgeschriebene 

Offenlegung beginnt, tritt die Beschränkung des Grundeigen­
tümers, daß Neubauten, Um- und Ausbauten über die Flucht­
linie hinaus versagt werden können, endgültig ein. Gleichzeitig 
erhält die Gemeinde das Recht, die durch die festgesetzten Straßen­
fluchtlinien für Straßen und Plätze (auch Gartenanlagen, 
S p i e l - u n d Erhol ungsplätzej bestimmte Grundfläche 
dem Eigentümer zu entziehen.

8 12.
(1) Durch Ortsstatut kann festgestellt werden, daß an Straßen 

oder Straßenteilen, welche noch nicht gemäß der baupolizeilichen 
Bestimmungen des Orts für den öffentlichen Verkehr und den 
Anbau fertig hergestellt sind, Wohngebäude, die nach diesen 
Straßen einen Ausgang haben, nicht errichtet werden dürfen.

(2) Das Ortsstatut hat die näheren Bestimmungen innerhalb 
der Grenze vorstehender Vorschrift festzusetzen und bedarf der 
Bestätigung des Bezirksausschusses, in Berlin des 
Ministers des Innern. Gegen den Beschluß des Be­
zirksausschusses ist innerhalb einer A u s s ch l u ß f r i st 
von z w e i W o ch e n die Beschwerde bei dem Provinzialrate 
zulässig.

(3) Nach erfolgter Bestätigung ist das Statut in ortsüblicher 
Art bekannt zu machen.

(neu)
(4) Von dem Verbote kann Dispens erteilt werden, falls ein 

Bedürfnis für Klein- oder Mittelwohnungen besteht, begründete 
Aussicht vorhanden ist, daß der Eigentümer diesem Bedürfnisse 
durch den Bau entsprechender, gesunder und zweckmäßig einge­
richteter Wohnungen Rechnung trägt, und falls kein überwie-
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gendes berechtigtes Gemeindeinteresse entgegensteht. Weist die 
Gemeinde nach/ daß geeignete Maßnahmen ergriffen sind, um 
dem Bedürfnisse für Klein- oder Mittelwohnungen durch Errich­
tung von Häusern mit höchstens einem Obergeschoß über dem 
Erdgeschoß ausreichend Rechnung zu tragen, und ist die Gewähr 
gegeben, daß diese Maßnahmen auch zur Durchführung gelangen 
werden, so darf der Dispens zur. Errichtung von Gebäuden mit 
mehr Stockwerken nicht erteilt werden.

(neu)
(5) Ist durch Gemeindeb.eschluß bestimmt, daß erst nach Zah­

lung oder Sicherstellung der gemäß § 13 dieses Gesetzes oder 
gemäß § 9 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 
(Gesetzsamml. S. 152) von der Gemeinde festgesetzten Beiträge 
Wohngebäude errichtet werden dürfen, so darf der Dispens vor 
erfolgter Zahlung oder Sicherstellung nicht erteilt werden.

(neu)
(6) Über die Erteilung des Dispenses beschließt im Streitfälle 

der Bezirksausschuß.
(neu)

(7) Unter den gleichen Voraussetzungen kann der Bezirks­
ausschuß beschließen, daß die Gemeinde, soweit sie eine öffent­
liche Wasserleitung, Ableitung der Schmutzwässer oder Beleuch­
tung als Gemeindeanstalt 'unterhält, den Eigentümern nach Maß­
gabe der allgemeinen örtlichen Bestimmungen die Benutzung 
dieser Anstalt gewährt.

§ 13.

(i) Eine Entschädigung kann ivegen der nach den Bestim- 
mungen des § 12 eintretenden Beschränkung der Baufreiheit 
überhaupt nicht, und wegen Entziehung oder Beschränkung des 
von der Festsetzung neuer Fluchtlinien betroffenen Grundeigen­
tums nur in folgenden Fällen gefordert werden:

1. wenn die zu Straßen und Plätzen (auch G a r t e n a n - 
lagen, Spiel- und Erholungsplätzen) bestimm­
ten Grundflächen auf Verlangen der Gemeinde für die 
öffentliche Benutzung abgetreten werden;

2. wenn die Straßen- oder Baufluchtlinie vorhandene Gebäude 
trifft und das Grundstück bis zur neuen Fluchtlinie von 
Gebäuden freigelegt wird;

3. wenn die Straßenfluchtlinie einer neu anzulegenden Straße
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ein unbebautes, aber zur Bebauung geeignetes Grundstück 
trifft, welches zur Zeit der Feststellung dieser Fluchtlinie 
an einer bereits bestehenden und für den öffentlichen Ver­
kehr und den Anbau fertiggestellten anderen Straße belegen 
ist, und die Bebauung in der Fluchtlinie der neuen Straße 
erfolgt.

(2) Die Entschädigung wird in allen Fällen wegen der zu 
Straßen und Plätzen (auch G ar ten an l a ge n, Sp.iel- 
und Erholungsplätzen) bestimmten Grundfläche für 
Entziehung des Grundeigentums gewährt. Außerdem wird in 
denjenigen Fällen der Nr. 2, in welchen es sich um eine Be­
schränkung des Grundeigentums infolge der Festsetzung einer 
von der Straßenfluchtlinie verschiedenen Baufluchtlinie handelt, 
für die Beschränkung des bebaut gewesenen Teiles des Grund­
eigentums (§ 12 des Gesetzes über Enteignung von Grundeigen­
tum vom 11. Juni 1874) Entschädigung gewährt.

(3) In allen obengedachten Fällen kann der Eigentümer die 
Übernahme des ganzen Grundstücks verlangen, wenn dasselbe 
durch die Fluchtlinie entweder ganz oder soweit in Anspruch 
genommen >vird, daß das Restgrundstück nach den baupolizeilichen 
Vorschriften des Ortes nicht mehr zur Bebauung geeignet ist.

(4) Bei den Vorschriften dieses Paragraphen ist unter der 
Bezeichnung Grundstück jeder im Zusammenhänge stehende Grund- 
besitz des nämlichen Eigentümers begriffen.

§ 13 a. (neu)
(1) Mit dem Zeitpunkt, an dem für eine Straße, einen 

Straßenteil oder Platz die Fluchtlinien förmlich festgestellt sind, 
erhält die Gemeinde das Recht, ein an die Fluchtlinie der Straße, 
des Straßenteils oder des Platzes angrenzendes Grundstück, soweit 
es nach den baupolizeilichen Vorschriften des Ortes nicht zur 
Bebauung geeignet ist, dem Eigentümer gegen Entschädigung zu 
entziehen. Bei Straßen, Straßenteilen oder Plätzen, für die 
Fluchtlinien nicht förmlich festgestellt sind, entsteht das Recht der 
Gemeinde mit dem Zeitpunkt, an dem die Straße, der Straßen­
teil oder der Platz gemäß den baupolizeilichen Vorschriften des 
Ortes für den öffentlichen Verkehr und für den Anbau fertig 
hergestellt ist. Will die Gemeinde dieses Recht ausüben, so hat 
sie dies unter genauer Bezeichnung der zu enteignenden Fläche
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dem Eigentümer mitznteilen mit dem Hinweise, daß Einwen­
dungen gegen die Entziehung binnen einer Ausschlußfrist von vier 
Wochen bei dem Gemeindeoorstand anzubringen sind. Über Ein­
wendungen beschließen die im § 8 dieses Gesetzes und im § 146 
des Gesetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungs- und Ver­
waltungsgerichtsbehörden vom I. August 1883 (Gesetzsamml. 
S. 237) berufenen Behörden.

(2) Sind die nach Abs. 1 entzogenen Grundflächen weder zu­
sammen noch in Verbindung mit anderen der Gemeinde gehörigen 
Grundstücken zur Bebauung geeignet, so ist die Gemeinde ver­
pflichtet, die entzogenen Grundflächen den Eigentümern der an­
grenzenden Grundstücke ans ihr Verlangen gegen Erstattung der 
Aufwendungen nebst Zinsen zu übereignen. Sie hat, wenn 
mehrere Grundstücke angrenzen und eine Vereinbarung mit den 
Eigentümern nicht erzielt wird, einen Plan für die zweckmäßige 
Zuteilung der entzogenen Grundflächen sowie eine Kostenver- 
teilung aufzustellen. Ter Plan und die Kostenverteilung sind 
zur Einsicht der Beteiligten offenznlegen. Die Offenlegung ist 
ortsüblich bekannt zu machen mit dem Hinweise, daß Einwen­
dungen binnen einer Ausschlußfrist von 4 Wochen seit dem Tage 
der Bekanntmachung bei dem Gemeindevorstand anzubringen sind. 
Den aus dem Grundbuch ersichtlichen Eigentümern ist, soweit 
tunlich, besondere Mitteilung zu machen. Über die Einwendungen 
beschließen die im Abs. 1 bezeichneten Behörden.

(3) Die im Abs. 2 Satz 1 der Gemeinde auferlegte Verpflich­
tung erlischt gegenüber denjenigen Eigentümern, welche sich nicht 
binnen drei Monaten seit Aufforderung der Gemeinde zur Über­
nahme der Grundfläche verpflichten.

(4) Der § 13 Abs. 4 findet bei den Vorschriften dieses Para­
graphen gleichfalls Anwendung.

(5) Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung, 
wenn für eine Straße, einen Straßenteil oder Platz vor Inkraft­
treten dieser Vorschrift die Fluchtlinien förmlich sestgestellt sind.

(6) Das gleiche gilt, wenn bei Straßen, Straßenteilen oder 
Plätzen, für die Fluchtlinien nicht förmlich festgestellt sind, die 
Straße, der Straßenteil oder der Platz vor Inkrafttreten dieser 
Vorschrift gemäß den baupolizeilichen Vorschriften des Ortes für 
den öffentlichen Verkehr und den Anbau fertig hergestellt ist.
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§ 14
(1) Für die Feststellung der nach § 13 und § 13 a Abs. 1 zu 

gewährenden Entschädigungen und die Vollziehung der Enteignung 
kommen die §§ 24 ff. des Gesetzes über Enteignung von Grund­
eigentum vom 11. Juni 1874 zur Anwendung.

(2) Streitigkeiten über Fälligkeit des Anspruchs auf Ent­
schädigung gehören zur gerichtlichen Entscheidung.

(3) Die Entschädigungen sind, soweit nicht ein aus besonderen 
Rechtstiteln Verpflichteter dafür aufzukommen hat, von der Ge­
meinde aufzubringen, innerhalb deren Bezirk das betreffende 
Grundstück belegen ist.

§ 14 a. (neu) 
Das Gesetz, betreffend die Umlegung von Grundstücken in 

Frankfurt a. M., vom 26. Juli 1902 (Gesctzsamml. S. 273) und 
das Gesetz wegen Abänderung des §. 13 des vorbenannten Ge- 
ietzes vom 8. Juli 1907 (Gesetzsamml. S. 259) können für den 
Bezirk einer Gemeinde durch Ortsstatut eingeführt werden. Das 
Ortsstatut bedarf der Bestätigung durch den Bezirksausschuß. 

§ 15.
(1) Durch Ortsstatut kann festgesetzt werden, daß bei der 

Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer schon 
bestehenden Straße, wenn solche zur Bebauung bestimmt ist, 
sowie bei "dem Anbau an schon vorhandenen bisher unbebauren 
Straßen und Straßenteilen von dem Unternehmer der neuen 
Anlage oder von den angrenzenden Eigentümern — von letzteren 
sobald sie Gebäude an der neuen Straße errichten — die Frei­
legung, erste Einrichtung, Entwässerung und Beleuchtungsvor­
richtung der Straße in der dem Bedürfnisse entsprechenden Weise 
beschafft, sowie deren zeitweise, höchstens jedoch fünfjährige Unter­
haltung, beziehungsweise ein verhältnismäßiger Beitrag oder der 
Ersatz der zu allen diesen Maßnahmen erforderlichen Kosten 
geleistet werde. Zu diesen Verpflichtungen können die angren­
zenden Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßen­
breite, und Wvim die Straße breiter als 26 Meter ist, nicht für 
mehr als 13 Meter der Straßenbreite herangezogen werden.

(2) Bei Berechnung der Kosten sind die Kosten der gesamten 
Straßenanlage und beziehungsweise deren Unterhaltung zusammen

Strabrn- und Baufluchleugrsetz. 6. Stuft- 3
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zu rechnen und den Eigentüineru nach Verhältnis der Länge 
ihrer, die Straße berührenden Grenze zur Last zu legen. Wird 
die Straßengrenze eines Grundstücks, dessen 
Eigentümer zu Straßenkosten heran gezogen 
ist, später dadurch verlängert, daß mit dem 
Grundstück eine Grundfläche wirtschaftlich 
vereinigt ivird, für welche die Straßenkosten 
noch nicht bezahlt sind, so sind dem Eigen­
tümer die auf die Verlängerung entfallen­
den Straßen ko sten nachträglich zur Last zu 
legen.

(3) Das Ortsstatnt hat die näheren Bestimmungen innerhalb 
der Grenze oder einem anderen Maßstabe, insbe­
sondere aitch nach der bebau ungsfähigen 
Fläche, vorstehender Vorschrift festzusetzen. Bezüglich seiner Be­
stätigung, Anfechtbarkeit und Bekanntmachung gelten die tm § 12 
gegebenen Vorschriften.

sFür die Haupt- und Residenzstadt Berlin bewendet es bi£ 
zu dem Zustandekommen eines solchen Statuts bei den Bestim­
mungen des Regulativs vom 31. Dezember 1838.]

§ 15 a. (itClt)

(1) Durch Ortsstatut kann bestimmt werden, daß die im- 
vorstehenden. Paragraphen und im § 9 des Kommunalabgaben­
gesetzes vom 14. Juli 1893 tGesetzsamml. S. 152) geregeltem 
Beiträge sowie die im § (i daselbst bezeichneten , Gebühren für 
Gebäude an Straßen, die ihrer Lage und Ausstattung nach für 
Wohnlingen der Minderbemittelten besonders geeignet erscheinen 
und für den Ausbau mit Häusern mit höchstens einem Ober­
geschoß über dem Erdgeschosse bestimmt sind (Kleinwohnungs­
straßen), ganz oder teilweise erlassen oder gestundet werden können, 
sofern die Gebäude hauptsächlich für Wohnungen der bezeichneten 
Art oder für gemeinnützige Einrichtungen zugunsten der Minder­
bemittelten (Kindersürsorge, Fortbildung, Erholung und dergleichen) 
bestimmt sind. Wird die Zweckbestimmung der Gebäude später 
geändert, so können von dem jeweiligen Eigentümer des Grund­
stücks die Beiträge und Gebühren nachträglich verlangt werden, 
soweit sie erlassen oder noch gestundet sind.

(2) Das Ortsstatut kann hinsichtlich der Straßen, der Gebäude
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und der Wohnungen die Boraussetzungen näher festsetzen, unter 
denen die Vergünstigung eintritt.

8 16.
(1) Gegelt die Beschlüsse des Kreisausschusses sieht dem Be­

teiligten in den Fällen der §§ 5, 8, 9 die Beschwerde bei dem 
Bezirksausschuß innerhalb einer A u s s ch l u ß f r k'st 
von zwei Wochen zu.

(2) In den Fällen, in denen es sich um Wiederbebauung 
ganzer durch Brand oder andere Ereignisse zerstörter Ortsteile 
handelt, tritt an die Stelle dieser Präklusivfrist eine solche von 
zwei Wochen.

8 17.
(1) [Sic durch die §§ 5, 8 und 9 dem Kreisansschusse 

und in höherer Instanz dem Bezirksrate beigelegten Befug- 
Nisse und Obliegenheiten iverden in den einem Landkreise ange­
hörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern, oder wenn 
unter mehreren beteiligten Gemeinden (§ 9) sich eine solche Stadt 
befindet, von dem Bezirksrate und in höherer Instanz von 
dem Provinzialrate, in den Stadtkreisen, oder wenn unter meh­
reren beteiligten Gemeinden (§ 9) sich ein Stadtkreis befindet, 
von dem Provinzialrate und auf Ansuchen der Gemeinde in 
höherer Instanz von dem Minister für Handel wahrgenommen.

(2) In den Hohenzollernschen Landen tritt an die Stelle des 
Kreisausschusses der Amtsansschuß und steht auch diesem die 
Bestätigung der Ortsstatuten (§§ 12 und 15) zu. Die Beschwerde- 
Instanz bildet der Landesausschuß.s

§ 18.
(1) [Bis dahin, daß in den verschiedenen Provinzen der 

Monarchie die Kreisansschusse und die Bezirks- und Provinzial­
räte gebildet sind, hat die Bezirksregierung (Landdrostei) die den­
selben durch dieses Gesetz überwiesenen Geschäfte wahrzunehmen.

(2) Die Beschlußfassung in der höheren Instanz steht in den 
Fällen der §§ 5, 8 und 9 dem Minister für Handel, im Falle 
der §§. 12 und 15 dem Oberpräsidenten zu.

(3) Füv die Stadt Berlin liegt bis zur Bildung einer besonderen 
Provinz Berlin die Wahrnehmung der in den §§ 5, 8 und 9 dem 
Kreisausschusse beigelegten Funktionen dem Minister für Handel
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usw., die Bestätigung der Statuten nach den §§ 12 und 15 dem 
Minister des Innern ob.]

§ 19.
(1) Alle den Bestimmungen dieses Gesetzes entgegenstehenden 

allgemeinen und besonderen gesetzlichen Borschriften werden hier­
durch aufgehoben.

(2) Alle Bestimmungen der im Verwaltungswege erlassenen 
Bauordnungen, sonstigen polizeilichen Anordnungen und OrtS- 
statuten, welche mit den Vorschriften dieses Gesetzes in Wider­
spruch stehen, treten außer Kraft.

8 20.
Der Minister der öffentlichen Arbeiten wird mit 

der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhälldigen Unterschrift 

und beigedrucktem Königlichen Jnsiegel.

.Gegeben Bad Ems, den 2. Juli 1875.

[L. S ] Wilhelm. 

Fürst u. Bismarck. Camphausen. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt, v. Kamele. Achenbach.

Artikel 2. 

Enteignung mit Rücksicht auf dar wehnungrbedürfni». 
Soweit zur Befriedigung des Bedürfnisses nach Mittel- und 

Kleinwohnungen oder für die Gesundung von Wohnvierteln, 
Häuserblocks und dergleichen der erforderliche Grund und Boden 
bis zum 31. Dezember 1926 im Enteignungsweg in Anspruch 
genommen rverden muß, wird die Zulässigkeit der Enteignung 
durch den Minister der öffentlichen Arbeiten ausgesprochen. Das 
Enteignungsverfahren erfolgt in solchen Fällen nach den Vor­
schriften der Verordnungen, betreffend ein vereinfachtes Enteig­
nungsverfahren znr Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und zur 
Beschäftigung von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 
(Gesetzsamml. S. 159) und vom 27. März 1915 (Gesetzsamml. 
S. 57).
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Artikel 3. 

Eingemeindung nnd Umgemeindnng.
§ 1- 

In Z 2 Nr. 5 der Landgemeindeordnung für die sieben 
östlichen Provinzen der Preußischen Monarchie vom 3. Juli 1891 
(Gesetzsamml. S. 233) wird unter d folgende Vorschrift eingestellt: 

d) wenn die Rücksicht auf das Wohnungsbedürfnis die Ein­
gemeindung oder Umgemeindung erheischt.

§ 2.
Soweit andere Gemeindeverfassungsgesetze eine Eingemein­

dung oder Umgemeindung davon abhängig machen, daß das 
öffentliche Interesse die Eingemeindung oder Umgemeindung 
erfordert, findet die Vorschrift im § 1 entsprechende Anwendung. 

Artikel 4. 
vaupolizelHche Vorschriften.

8 1.
Durch die Bauordnungen kann insbesondere geregelt werden:
1. die Abstufung der baulichen Ausnutzbarkeit der Grund­

stücke, ebenso daß, wo Fluchtlinien nicht festgestellt sind, 
nur offene Bauweise mir Gebäuden von nicht mehr als 
einem Obergeschoß über dem Erdgeschosse zulässig ist;

2. die Ausscheidung besonderer Ortsteile, Straßen und 
Plätze, für welche die Errichtung von Anlagen nicht zu- 
gelaffen ist, die beim Betriebe durch Verbreitung übler 
Dünste, durch starken Rauch oder ungewöhnliches Geräusch 
Gefahren, Nachteile oder Belästigungen für die Nachbar­
schaft ober das Publikum überhaupt herbeizuführen geeig­
net sind;

3. die A«lsscheidung besonderer Ortsteile, Straßen und Plätze, 
in denen mir die Errichtung von Wohngebäuden mit 
Nebenanlagen oder nur die Errichtung von gewerblichen 
Anlagen mit Nebengebäuden zugelassen ist;

4. der Verputz und Anstrich oder die Ausfugung der vor­
nehmlich Wohnzwecken dienenden Gebäude und gller von 
Straßen, Plätzen oder anderen öffentlichen Verkehrsflächen 
aus sichtbaren Bauten sowie die einheitliche Gestaltung 
des Straßenbildes, und zwar unter Berücksichtigung dH 
Denkmal- Und Heimatschutzes;
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5. die Vorlage von Bauzeichnungen für alle Außenflächen 
von Wohngebäuden;

6. unter welchen Bedingungen Gartenhäuschen (Lauben) 
nicht als Wohnhäuser (Wohngebäude) im Pinne des 
§ 13 ff. des Gesetzes, betreffend die Gründung neuer An­
siedlungen in den Provinzen Ostpreußen, Westpreußen, 
Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien, Sachsen und 
Westfalen, vom 10. August 1904 (Gesetzsamml. S- 227), 
des § 1 des Gesetzes, betreffend die Gründung neuer An­
siedlungen im Herzogtume Lauenburg, vom 4. November 
1874 (Amtl. Wochenblatt für das Herzogtum Lauenburg 
S. 291 ff.) und des § 12 des Gesetzes, betreffend die 
Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in 
Städten und ländlichen Ortschaften, vom 2. Juli 1875 
(Gesetzsamml. S. 561) anzusehen find.

§ 2.
(1) Insofern die bauliche Entwicklung es erfordert, haben 

die Bauordnungen für die Ansführung der Wohngebcnlde, beson­
ders hinsichtlich der Standfestigkeit, Tragfähigkeit, Feucrsicherheit, 
Verkehrssicherheit nnd Raumhöhen unterschiedliche Vorschriften 
zu geben, je nachdem sich diese auf Gebäude größeren oder kleineren 
Umfanges beziehen.

(2) Geben Bauordnungen für größere Bezirke gleichzeitig 
Bestimmungen für größere und kleinere Gemeinden, so haben sie 
hinsichtlich der Höhe der Gebäude, der bebaubaren Flächen und 
der Geschoßzahl unterschiedliche Bestimmungen zu treffen, welche 
die besonderen Verhältnisse der Gemeinden berücksichtigen.

(i) Für Stadtkreise sollen die Bauordnungen in der Negel 
als Ortspolizeiverordnungen erlassen werden.

§ 3-
Durch die Bauordnungen sollen Bestimmungen eingeführt 

werden, durch die überall dort, wo die offene Bauweise üblich 
und wirtschaftlich durchführbar ist, die Errichtung von Wohn­
häusern mit freistehenden Brandgiebeln verhindert wird.

8 4.
(1) Sofern die Verhältnisse es erfordern, sollen durch Poli­

zeiverordnungen für die Herstellung und Unterhaltung der Orts­
straßen abgestufte Vorschriften je nach deren Bestimmung (Haupt-
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Verkehrsstraßen, Nebenverkehrsstraßen, Wohnstraßen, Wohnwege 
ufro.) gegeben werden.

(2) Durch Polizeiverordnung kann auch im Wohnungsinteresse 
für Wohnstraßen, Wohnwege und andere Ortsstraßen, die dem 
Zugänge zu Wohngebäuden dienen, der Fuhrwerksverkehr be­
schränkt werden.

8 5.
Der Abs. 4 des § 145 des Gesetzes über die Zuständigkeit 

der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. August 
1883 (Gesetzsamml. S. 237) erhält folgende Fassung:

Gegen die Beschlüsse des Bezirksallsschusses in erster Instanz 
und des gemäß Abs. 1 entscheidenden Negierungspräsidenten 
findet binnen 2 Wochen die Beschwerde an den Obervräsidenten 
statt, der endgültig entscheidet.

Artikel',.

Benutzung der Gebäude.
1. Allgemeine Vorschriften über die Benatznug der Gebündr zuin Wohnen 

«nd Schlafen (WohnungSordnungen).

8 i.
(1) Die Benutzung der Gebäude zum Wohnen und Lchlafen 

tattfi durch allgemeine Vorschriften (Wohnungsordnungen) im 
Wege der Polizeiverordnung geregelt werden. In der Regel 
sollen die Wohnnngsordnungen als Orts- oder Kreispolizeiver­
ordnungen erlassen werden.

(2) Für Gemeinden und Gutsbezirke mit mehr als 1U 000 
Einwohnern sind solche Wohnungsordnungen zu erlassen.

(3) Ist in Gemeinden, für die von Ortspolizeibehürden Woh­
nungsordnungen erlassen lverden sollen, die Polizei unter mehrere 
Behörden geteilt, so gilt als Ortspolizeibehörde diejenige Behörde, 
rvelcher die Baupolizei übertragen ist.

§ 2
(1) Durch die Wohnungsordnungen ist vorzuschreiben, daß 

«lS Wohn- oder Schlafräume (auch Küchen) nur solche Nällme 
benutzt werden dürfen, welche zum dauernden Aufenthalte von 
Menschen baupolizeilich genehmigt sind.
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(2) Ausnahmen sind nur zulässig für Gebäude, die zur Zeit 
des Inkrafttretens des Wohnungsgesetzes bereits bewohnt waren. 

§ 3-

(I) Die Wohnungsordnungen können ferner insbesondere 
Vorschriften treffen über:

1. eine den gesundheitlichen Anforderungen entsprechende 
bauliche Beschaffenheit und Instandhaltung der Wohn- 
und Schlafräume «auch Küchen), der Hausflure, Treppen, 
Höfe und sonstigen der gemeinsamen Benutzung der Haus­
bewohner dienenden Teile des Hauses;

2. eine den Anforderungen des Familienlebens entsprechende 
Trennung der von verschiedenen Haushaltungen benutzten 
Wohn- und Schlafräume (auch Küchen) voneinander;

3. die Zahl und die Beschaffenheit der erforderlichen Koch­
stellen, Wasserentnahmestellen, Ausgüsse, Aborte, wobei 
in städtischen Verhältnissen in der Regel zu fordern ist, 
daß ein Abort von höchstens zwei Familien benutzt werden 
darf;

4. die im gesundheitlichen und sittlichen Interesse zulässige 
Belegung der Wdhn- und Schlafräume (auch Küchen)'

5. die Einrichtung, Ausstattung und Unterhaltung der von 
Dienst- oder Arbeitgebern ihren Dienstboten, Gewerbe­
gehilfen (Gesellen, Gehilfen, Lehrlingen), Handlungsge­
hilfen, Handlungslehrlingen oder sonstigen Angestellten 
oder Arbeitern zngewiesenen Schlafräume;

6. die Bedingungen, unter denen die Aufnahme nicht zur 
Familie gehöriger Personen gegen Entgelt als Zimmer­
mieter (Zimmerherren), Einlieger (Einlogierer, Miet-, 
Kost- und Quartiergänger) oder Schlafgänger (Schläfer, 
Schlafleute, Schlafsteller, Schlafgäste, Schlafburschen unb 
-Mädchen) statthaft ist;

7. die zur Durchführung der getroffenen Bestimmungen den 
Beteiligten, namentlich hinsichtlich der Anzeigen, Aushänge 
usw. obliegenden Verpflichtungen.

(2) Für Städte über 10 000 Einwohner sollen die Wohnungs­
ordnungen die vorstehenden Bestimmungen enthalten.
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II. Besondere Vorschriften über die Unterbringung von Arbrittrn. 
§ 4-

(1) Durch Polizeiverordnungen, durch welche die Unter­
bringung von Arbeitern geregelt wird, müssen Mindestanforde­
rungen hinsichtlich der Beschaffenheit, Einrichtung, Ausstattung 
und Unterhaltung der Uuterkuuftsräume und ihres Zubehörs 
festgesetzt sowie die zur Durchführung der Bestimmungen erforder­
lichen Vorschriften, insbesondere hinsichtlich der Anzeigen, Aus­
hänge ilsw. vorgesehen werden.

(2) Die gemeinschaftlichen Wohnräume für Arbeiter (Arbeiter­
kasernen) müssen so eingerichtet sein, daß jn der Regel für jede 
Familie ein besonderer abschließbarer Raum vorhanden ist, der 
den allgemeinen Ansprüchen an Gesundheit und Sittlichkeit 
entspricht.

(3) Für lediges Arbeitspersonal müssen Räume zur Ver­
fügung stehen, die die Trennung der Geschlechter ermöglichen.

Artikel 6. 
Wohnung« ausslcht. 
I. Örtliche Wohnungsaussicht.

§ 1.
(1) Die Aufsicht über das Wohnungswesen ist eine Gemeinde­

angelegenheit. Sie liegt, unbeschadet der allgemeinen gesetzlichen 
Befugnisse der Ortspolizeibehörden, dem Gemeindevorstand ob. 
Er hat sich von den Zuständen im Wohnungswesen fortlaufend 
Kenntnis zu verschaffen, auf die Fernhaltung und Beseitigung 
von Mißständen sowie auf die Verbesserung der Wohnungs­
verhältnisse, namentlich der Minderbemittelten, hinzuwirken und die 
Befolgung der Vorschriften der Wvhnungsordnung zu überwachen.

(2) Für Gemeinden mit mehr als 100 000 Einwohnern ist 
zur Durchführung der Wohnungsaufsicht ein Wohnungsamt zu 
errichten. Zur Durchführung der Wohnungsaussicht sind ein 
oder mehrere für diesen Dienstzweig geeignete Personen einzu­
stellen. Für Gemeinden von mehr als 50 000 bis 100 000 Ein­
wohnern kann durch Anordnung der Aufsichtsbehörde die Errich­
tung eines den vorstehenden Bestimmungen entsprechenden Woh­
nungsamts vorgeschricben werden. Für Gemeinden von mehr 
als 10 000 bis 50 000 Einwohnern kann durch Anordnung der
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Aufsichtsbehörde die Abstellung besonderer sachkundiger beamteter 
(besoldeter oder ehrenamtlich tätiger) Wohnungsaufseher vorge­
schrieben werden. Mehrere Gemeinden können sich mit Geneh­
migung der staatlichen Aufsichtsbehörde zur Errichtung eines 
gemeinsamen Wohnungsamts für ihre Bezirke vereinigen. Unter 
der gleichen Voraussetzung kann auch ein weiterer Kommunal­
verband für seinen Bezirk oder Teile seines Bezirkes ein gemein­
sames Wohnungsamt errichten.

(3) Dem Wohnungsamte können von der Gemeinde^ sofern 
sich mehrere Gemeinden zur Errichtung eines gemeinsamen 
Wohnungsamts vereinigt haben, durch übereinstimmende Be­
schlüsse der beteiligten Gemeinden und, sofern die Errichtung 
durch einen weiteren Kommunalverbaud erfolgt, durch Beschluß 
des letzteren andere verwandte Aufgaben übertragen werden. 
Sofern nicht für die Nachweisung kleinerer Wohnungen durch 
andere Einrichtungen in ausreichender Weise gesorgt ist, sind in 
Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern gemeindliche Woh­
nungsnachweise zu errichten. Zugleich ist durch Polizeiverordnung 
den Vermietern solcher Wohnungen die Pflicht zur Abmeldung 
verfügbarer Wohnungen und zur Abmeldung vermieteter Woh­
nungen aufzuerlegen.

8 2.
(1) Die mit der Wohnungsaufsicht betrauten Personen sind 

berechtigt, bei Ausübung der Wohnungsaussicht alle Räume, die 
zum Aufenthalte von Menschen benutzt werden, sowie die dazu­
gehörigen Nebenräume, Zugänge, Aborte zu betreten. Sie haben 
den Wohnungsinhaber oder dessen Vertreter bei dem Beginne der 
Besichtigung mit dem Zwecke ihres Erscheinens bekannt zu machen 
und sich unaufgefordert durch öffentliche Urkunde über ihre Be­
rechtigung auszu weisen.

(2) Die Besichtigung muß so vorgenommen werden, daß eine 
Belästigung der Beteiligten tunlichst vermieden wird. Sie darf 
nur in der Zeit von 9 Uhr morgens bis 6 Uhr abends, bei 
Wohnungen, in die Einlieger oder Schlafgänger ausgenommen 
werden, nur in der Zeit von 5 Uhr morgens bis 10 Uhr abends 
erfolgen.

(3) Der Wohnungsinhaber oder sein Vertreter ist verpflichtet, 
über die Art der Benutzung der Räume ivahrheitsgemäß Aus­
kunft zu erteilen.
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§ 3.
Soweit sich bei Ausübung der Wohnungsaufsicht ergibt, daß 

-ie Wohnung hinsichtlich ihrer Beschaffenheit oder Benutzung den 
an sie'zu stellenden Anforderungen nicht entspricht, ist Abhilfe 
in der Regel zunächst durch Rat, Belehrung oder Mahnung zu 
versuchen. Läßt sich auf diese Weise Abhilfe - nicht schaffen, so 
ist der Gemeindevorstand befugt, die erforderlichen Anordnungen 
zu erlassen; auf diese Anordnungen finden die §§ 127 bis 129, 
132, 133 des Landesoerwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883 
(Gesetzsamml. S. 195), soweit sie sich auf Maßnahmen der Orts­
polizeibehörden beziehen, entsprechende Anwendung.

§ 4
Die Ausübung der Wohnnngsaufsicht ist für solche Gemein­

den, für welche gemäß Artikel 5 § 1 eine Wohnungsordnung 
erlassen ist, durch eine von dem Gemeindevorstande sestzusctzende 
Dienstanweisung zu regeln.

11. BczirkS-WohnungSaufstchtsbeamte
8 5. 

Den Regierungspräsidenten, für den Landespolizeibezirk Berlin 
dem Oberpräsidenten, sind zur Ausübung der Aufsicht über die 
Tätigkeit der Gemeinde- und Ortspolizeibehörden (§ 1), soweit 
^ch dazu ein Bedürfnis ergibt, Wohnungsaiifsichtsbeamte bei- 
Mgeben. Diesen Beamten stehen bei Ausübung ihrer Dienst­
obliegenheiten die Befugnisse der mit der örtlichen Wohnungs­
aufsicht betrauten Personen (§ 2) zu

Artikel?. 
«Semei«,ant« Vorschrift«« für die Wohnung-ordnung«« 

«nd die wahnungraussicht.
§ 1.

(1) Den Wohnungsordnungen (Artikel 5 I) und der Woh­
nungsaufsicht (Artikel 6) unterliegen:

1. Wohnungen, die einschließlich Küche aus vier oder weniger 
zum dauernden Aufenthalte von Menschen bestimmten 
Räumen bestehen;

2. größere Wohnungen, in denen nicht zur Familie gehörige 
Personen, gegen Entgelt als Zimmermieter (Zimmer­
herren,), Einlieger (Einlogierer, Miet-, Kost- und Quartier-
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gonget) oder Schlofgänger (Schläfer, Schlafleute, Schlaf» 
steller, Schlafgäste, Schlafburschen und -Mädchen) ausge­
nommen werden;

3. Wohn- oder Schlafränme, die von Dienst- oder Arbeit­
gebern ihren Dienstboten, Gewerbegehilfen (Gesellen, Ge­
hilfen, Lehrlingen), Handlungsgehilfen, Handlungslehr­
lingen oder sonstigen Angestellten oder Arbeitern zuge­
wiesen sind;

4. solche Wohn- oder Schlafräume in Mietwohnungen, die 
im Keller oder in einem nicht vollausgebauten Dach­
geschosse liegen;

5. Ledigenheime und Arbeiterlogierhäuser.
(2) Eigenwohnungen der im Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten Art 

in Gebäuden, die ausschließlich von einer Familie bewohnt werden, 
sollen, sofern nicht in ihnen Personen gemäß Nr. 2 ausgenommen 
werden, den Wohnnngsordnnngen nur dann unterstellt werden, 
wenn dafür ein besonderes Bedürfnis vorliegt.

§ 2.
Auf Grund der Wohnungsordnlingeu sollen Anforderungen, 

die den Wohnungsinhaber zu einem Wohnungswechsel nötigen, 
bei Mietwohnungen in der Regel nur gestellt werden, wenn die 
Wohnungen nach Erlaß der Wohnungsordnung bezogen werden 
oder das Mietoerhältnis nach diesem Zeitpunkte verlängert oder 
trotz Zulässigkeit der Kündigung oder länger als sechs Monate 
fortgesetzt wird.

§ 3.
(1) Wohnungen, die von mehreren Mietern gemeinschaftlich 

gemietet werden, gelten hinsichtlich der Zahl der Räume (§ 1 
Abs. 1 Nr. 1) als zwischen ihnen geteilt.

(2) Räume, die miteinander in unmittelbarer offener Ver­
bindung stehen (Zimmer und Alkoven, Butzen und dergleichen), 
gelten als ein Raum.

§ 4-
(1) Ausgenommen von den Vorschriften der Artikel 5, 6 sind 

Schlösser des Königs und der Mitglieder des Königshauses und 
des Hohenzollernschen Fürstenhauses einschließlich der zugehörigen 
Nebengebäude.

(2) Das gleiche gilt von Schlössern der Mitglieder des vor­
maligen Hannoverschen Königshauses, des vormaliarn Kurhes-
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fischen Fürstenhauses und des vormaligen Herzoglich Nassauischen 
Fürstenhauses in den Landesteilen, welche der Landeshoheit ihres 
Hauses unterstanden haben, und von Schlössern der Herzoglich 
Schleswig-Holsteinischen Fürstenhäuser in der Provinz Schles- 
-wig-Holstein.

A r t i k e l 8.

Vereltstellung staatlicher Mittel.
§ 1.

Zur Förderung der gemeinnützigen Bautätigkeit wird der 
Staatsregierung ein Betrag von zwanzig Millionen Mark zur 
Verfügung gestellt, der zur Beteiligung des Staates mit Stamm­
einlagen bei gemeinnützigen Bauvereinigungen zu verwenden ist.

8 2.
(1) Der Finanzminister wird ermächtigt, zur Bereitstellung 

der nach § 1 erforderlichen Summe Staatsschuldverschreibungen 
nuszugeben. An Stelle der Staatsschuldoerschreibungen können 
vorübergehend Schatzanweisungen ausgegeben werden. Ter Fällig­
keitstermin ist in den Schatzanweisungen anzugeben.

(2) Der Finanzminister wird ermächtigt, die Mittel gut Ein­
lösung dieser Schatzanweisungen durch Ausgabe von neuen Schatz­
anweisungen und von Schuldverschreibungen in dem erforder­
lichen Nennbeträge zu beschaffend Die Schatzanweisungen können 
wiedetholt ausgegeben werden.

(3) Schatzanweisungen oder Schuldverschreibungen, die zur 
Einlösung von fällig werdenden Schatzanweisungen bestimmt sind, 
hat die Hauptverwaltung der Staatsschulden auf Anordlmug des 
Finanzministers 14 Tage vor dem Fälligkeitstermine zur Ber- 
-fügung zu halten.

(4) Die Verzinsung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor 
•bem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinsung der einzu­
lösenden Schatzanweisungen aufhört. Wann, durch welche Stelle 
und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfüße, zu welchen Be­
dingungen der Kündigung und zu welchen Kursen die Schatz­
anweisungen und die Schuldverschreibungen ausgegeben werden 
sollen, bestimmt der Finanzminister. Im übrigen kommen wegen 
der Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorschriften des 
Gesetzes, betreffend die Konsolidation preußischer Staatsanleihen, 
vom 19. Dezember 1869 sGesetzsamml. S. 1197), des Gesetzes,
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betreffend die Tilgung von Staatsschulden, vom 8. März 1897 
(Gesetzsamml. S. 43) und des Gesetzes, betreffend die Bildung 
eines Ausgleichsfonds für die Eisenbahnverwaltung, vom 3. Mai 
1903 (Gesetzsamml. S. 155) zur Anwendung.

Artikel 9.

Schlutz- im» Uebeegangsbestimmnngen.
§ 1.

Maßgebend für die Berechnung der Einwohnerzahl einer 
Gemeinde oder eines Gutsbezirkes ist hinsichtlich der Bestimmungen 
dieses Gesetzes die durch die jedesmal letzte Volkszählung ermit­
telte Zahl der ortsanwesendeu Zivilbevölkerung.

8 2.
(1) Bei der Aufstellung und Anwendung der Bau- und 

Wohnungsordnungen und bei der Ausübung der Wohnungs­
aufsicht ist, soweit nicht ein überiviegendes Interesse der Gesund­
heit oder der Sittlichkeit entgegensteht, das Interesse des Denkmal- 
und Heimatschutzes zu berücksichtigen.

(2) In Zweifelsfällen sind Sachverständige zu hören.

8 3.
(J) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1918 in Kraft. .
(2) Bestehende Wohnungsvrdnungen bleiben bis zum Ablauf 

eines Jahres nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in Geltung, 
soweit sie nicht schon vorher durch Wohnungsordnungen gemäß 
Artikel 5 dieses Gesetzes ersetzt worden sind..

(3) Bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes können zu seiner 
Ausführung Wohnungsordnungen erlassen und die zu diesem 
Behufe notwendigen Anordnungen und Beschlüsse erlassen werden.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigchrucktem Königlichen Jnsiegel.

Gegeben Großes Hauptquartier, den 28. März 1918.

(Siegel.) Wilhelm»
Gras v Hertling. Friedberg, v. Breitenbach. Sydow. 
v. Stein. Graf v. Roedern, v. Waldow. Spahn. Drews. 

Schmidt, v. Eiseiihart-Rvthe. Hergt. Wallraf.



Erläuterungen. § 1. 47

II.

Erläuterungen.

Gesetz, betreffend
Sie Anlegung und Veränderung vsn Stratzen «nv 
Plätzen iit Städten und ländlichen Ortschaften.»)

Vom 2. Juli 1875.
(Gesey-Samml. 1875, Nr. 40, S. 561.)

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen, usw. 
verordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtages, für 
den ganzen Umfang der Monarchie, was folgt.

8 1.
2) (1) Für die Anlegung oder Veränderung') von Straßen») 

und Plätzen°) (auch Gartenanlagen, Spiel- und 
Erholungsplätzen)«) in Städten und ländlichen Ortschaften2), 
sind die Straßen- und Baufluchtlinien«) vom Gemeindevorstand«) 
im Einverständnis mit der Gemeinde oder deren Vertretung»"), 
dem öffentlichen Bedürfnis entsprechend»») unter Zustimmung 
der Ortspolizeibehörde'2) festzusetzen.«)

'«) (2) Die Ortspolizeibehörde kann die Festsetzung der Flucht­
linien verlangen, wenn die von ihr wahrzunehmenden polizei­
lichen Rücksichten»») oder ein hervorgetretenes Bedürf­
nis»«) nach Klein- oder Mittelwohnungen»*) die 
Festsetzung fordern; im letzteren Falle bedarf sie 
jedoch der Einverständniserklärung der Kommunal­
aufsichtsbehörde »»).

(3) Zu einer Straße im Sinne dieses Gesetzes gehört ber 
Straßendamm und der Bürgersteig»«).

(4) Die Straßenfluchtlinien bilden regelmäßig zugleich die 
Baufluchtlinien, das heißt die Grenzen, über welche hinaus die


